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Zürich:

Bald Pflicht zum assistierten Suizid
für Psychiatrie und Hausarztpraxen?

Frage der Psychiaterin an Depressive:
«Haben Sie auch schon mal daran gedacht,

sich mit assistiertem Suizid helfen zu lassen?»

Unser Vizepräsident Niklaus Her-
zog berichtet über eine brisante Ini-
tiative im Kanton Zürich, welche die 
Sterbehilfeorganisationen Exit und 
Dignitas lanciert haben. Sie beabsich-
tigt, sogar psychiatrische Kliniken und 
sämtliche Hausarztpraxen zum As-
sistierten Suizid zu verpflichten. Die 
Kantonsregierung hat die Initiative 
zwar abgelehnt, jedoch einen Gegen-
vorschlag vorgelegt, der immer noch 
gravierende Mängel hat.

In einem weiteren Artikel wird Ih-
nen der Verein hope21 vorgestellt. 
Er unterstützt und berät Eltern, die 
ein Baby mit Trisomie 21 bekommen, 
schon vor der Geburt. Der Verein 
hope21 hat ein schweizweites Netz-
werk von Familien, die mit einem Kind 
mit Trisomie 21 leben, sogenannte 
HopeFamilies, ins Leben gerufen. Da-

Geschätzte Leserinnen und Leser

Der Vorstand von HLI-Schweiz hat 
aufgrund der neuen digitalen Mög-
lichkeiten sowie aus Kostengründen 
beschlossen, den HLI-Report auf acht 
Seiten herauszugeben. Auf den Seiten 
5 und 6 finden Sie zwei interessante 
Artikel, die weit mehr Platz beanspru-
chen würden. Neben dem Lead und ei-
ner Zusammenfassung haben wir einen 
QR-Code abgedruckt, den Sie mit der 
Handykamera scannen können. Da-
durch wird der entsprechende Artikel 
direkt von der Webseite von human-
life.ch bzw. von swiss-cath.ch aufgeru-
fen. So sparen wir uns etliche gedruck-
te Seiten und Sie gelangen trotzdem zu 
allen detaillierten Informationen. Sie 
können uns gern mitteilen, wie dieses 
Konzept bei Ihnen ankommt.

durch können sich Eltern nach Erhalt 
der Diagnose ein Bild davon machen, 
wie der Familienalltag mit einem be-
sonderen Kind aussehen kann. Über 
die Homepage von hope21 (https://
hope21.ch) können Betroffene direkt 
zu einer HopeFamily ihrer Wahl Kon-
takt aufnehmen, oder sich über die 
Hotline melden. Die Diagnose Triso-
mie 21 verbinden leider viele Gynäko-
loginnen und Gynäkologen gleich mit 
dem nachdrücklichen Rat zur Abtrei-
bung. Der Verein Hop21 ist eine gross
artige Antwort auf diesen tödlichen 
Trend in unserer Gesellschaft.

Im Namen des Vorstandes danke 
ich Ihnen für Ihre materielle und ideel-
le Unterstützung von HLI-Schweiz und 
wünsche Ihnen ein frohes Osterfest.

� Pfr. Dr. Roland Graf
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Suizidbeihilfe im Kanton Zürich oder 
wenn Intoleranz zum Gesetz werden soll
Eine Zürcher Volksinitiative will zukünftig allen Einrichtungen des 
Gesundheitswesens die Zulassung der Suizid-Beihilfe aufzwingen.  
Davon wären auch Hausarztpraxen betroffen. Das Vorhaben ist in der 
Sterbehilfe-Gesetzgebung der Schweiz beispiellos.

lic. iur. et theol. Niklaus Herzog, Vizepräsident

Am 31. Oktober 2022 hat das Zürcher Kantonsparlament 
mit einem denkbar knappen Verhältnis von 81:80 Stim-
men entschieden, die Pflicht zur Zulassung der Sterbehilfe 
nur jenen Heimen aufzuerlegen, die von einer Gemeinde 
selbst betrieben werden oder von ihr einen Leistungsauf-
trag erhalten haben. Die Suizidassistenz-Lobby, sprich allen 
voran «Exit» und «Dignitas», konnte sich mit diesem demo-
kratischen Entscheid nicht abfinden.

Sie lancierte eine Volksinitiative mit dem Titel «Selbst-
bestimmung am Lebensende auch in Alters-und Pflegehei-
men». In kurzer Zeit kamen 12'944 gültige Unterschriften 
zusammen, nur 6000 wären erforderlich gewesen. Mit ein 
wesentlicher Grund für den raschen Erfolg war die Formu-
lierung des Titels. Die Zürcher Gesundheitsdirektorin Nata-
lie Rickli bezeichnete ihn als «Irreführung»: eine faustdicke 
Untertreibung. Warum? Liest man den nachfolgenden 
Text, müssen nämlich nicht nur wie der Titel suggeriert alle 
Alters- und Pflegheime ihre Räumlichkeiten für die Suizid-
Assistenz durch Dritte zur Verfügung stellen, sondern auch 
Spitäler, psychiatrische Kliniken, Gefängnisse und Haus-
arztpraxen. Im Grunde genommen hätte der Regierungsrat 

die Initiative aufgrund dieses offensichtlichen Etiketten-
schwindels und damit der unverfrorenen Irreführung des 
Stimmvolkes für ungültig erklären müssen.

Der Regierungsrat (Regierungsratsbeschluss Nr. 143 / 
2025) lehnt die Initiative ab, dies hauptsächlich aus folgen-
den Gründen:

Der Initiativtext berücksichtigt nicht, dass Spitäler im 
Gegensatz zu Alters-und Pflegeheimen darauf ausgerichtet 
sind, die «Gesundheit der Bevölkerung zu erhalten, wieder-
herzustellen und zu fördern». Dabei ist es die Pflicht der Spi-
täler, die einem Suizidwunsch zugrunde liegenden Leiden 
im Sinne der Palliative Care soweit wie möglich zu lindern.

Hinzu kommt, dass die Behauptung der Initianten, es 
gehe darum, den Menschen das Sterben in ihren eige-
nen vier Wänden zu ermöglichen, ins Leere greift, weil im 
Gegensatz zu Alters- und Pflegeheimen bei Spitälern nicht 
von einem vertrauten Zuhause gesprochen werden kann. 
Zudem, so der Regierungsrat weiter, besteht die Gefahr, 
dass die Patienten die «Option Suizid-Assistenz» als Druck 
wahrnehmen, ihren Angehörigen und der Allgemeinheit 
nicht mehr zur Last zu fallen. Besonders problematisch wäre 

dies, wenn in der Gesellschaft ein star-
ker Fokus auf die Verfügbarkeit von 
Organen gelegt wird – was, so ist hier 
hinzuzufügen, in der Schweiz zweifels-
ohne der Fall ist. Dadurch ist aus der 
Sicht des Regierungsrates zu befürch-
ten, dass Patienten das beklemmende 
Gefühl beschleichen könnte, Ärztin-
nen und Ärzte wären nicht mehr aus-
schliesslich auf die Heilung fokussiert, 
sondern hätten es auf ihre Organe 
abgesehen.

Zwang zur Sterbehilfe für  
alle Hausarztpraxen

Dass gemäss Initiativtext auch psych-
iatrische Kliniken zur Suizid-Beihilfe 
verpflichtet werden sollen, läuft ihrem 
Schutzauftrag, sprich die psychische 
Stabilisierung und Genesung der 

Die Psychiatrische Klinik Burghölzli in Zürich. � © Adrian Michael, Wikimedia Commons
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Insassen, diametral zuwider. In noch ausgeprägterem Mas-
se würde die Duldung des assistierten Suizids in Gefäng-
nissen gegen deren Zweckbestimmung verstossen. Denn 
gerade gegenüber inhaftierten Personen hat der Staat eine 
besondere Schutz- und Fürsorgepflicht (vgl. Art. 10 Abs. 1 
Bundesverfassung). Es liegt auf der Hand, dass die Ausnah-
mesituation eines Gefängnisses für Häftlinge ausgespro-
chen belastend sein kann, was die Gefahr selbstschädigen-
der Affekthandlungen bis hin zum Suizid in sich birgt und 
die zu verhindern der Staat verpflichtet ist. Der assistierte 
Suizid kann deshalb, so der Regierungsrat, «nur in einem 
streng begrenzten Ausnahmefall» als ultima ratio infrage 
kommen.

Last but not least: Die Annahme dieser Initiative hätte 
schliesslich auch zur Folge, dass alle Hausarztpraxen im 
Kanton Zürich einen Raum für die Sterbehilfe einrichten 
müssten. Es sind dies 3500 an der Zahl: Ein bürokratischer 
und finanzieller Overkill sondergleichen.

Passend zu diesem Suizidassistenz-Zwang debattierte 
das Zürcher Kantonsparlament am 17. Februar 2025 über 
die Legalisierung einer neuen Bestattungsform. Neben 
der Erdbestattung und der Kremation soll zukünftig auch 
die sog. «Reerdigung» erlaubt sein. Was ist damit gemeint? 
Makaber, aber zutreffend formuliert handelt es sich dabei 
um eine «Kompostbeerdigung»: Der Leichnahm wird zuerst 
in eine Art Kokon transformiert und hernach den Angehö-
rigen zu freien Verwendung freigegeben. Der solcherart 
entsorgte menschliche Körper könnte als Blumenerde die-
nen und damit der Umwelt neue Nährstoffe zuführen. Nötig 
wäre allenfalls bloss noch eine Umweltverträglichkeits-
prüfung, denn es könnten ja noch Giftstoffe darin enthal-
ten sein – so wurde in der Kantonsratsdebatte zugunsten 
der neuen Bestattungsform argumentiert. Abschliessend 
wurde der Regierungsrat beauftragt, die rechtskonforme 
Umsetzung der Kompostbeerdigung zu prüfen.

Der Regierungsrat unterbreitet dem Kantonsparlament 
einen Gegenvorschlag. Diesem zufolge sollen nur, aber 
dafür sämtliche Alters- und Pflegheime zur Duldung der 
Suizid-Assistenz verpflichtet werden, wodurch wiederum 
die «zentralen Anliegen der Initiantinnen und Initianten» 
erfüllt würden. Der Regierungsrat räumt ein, dass damit die 
Glaubens- und Gewissensfreiheit beeinträchtigt würde, auf 
welche sowohl religiös ausgerichtete Alters- und Pflegehei-
me als auch deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einen 
verfassungsrechtlich verbrieften Rechtsanspruch haben. 

Dieses Grundrecht kann mit dem Recht auf Selbstbe-
stimmung der Heiminsassen kollidieren. Bei der dabei erfor-
derlichen Rechtsgüterabwägung ist gemäss Regierungsrat 
die Verhältnismässigkeit des Eingriffs massgebend. Da 
die Heime zumindest partiell einer öffentlich finanzierten 
Gesundheitsversorgung angehören, könne ihre Privatauto-
nomie durch öffentliches Interesse eingeschränkt werden. 
Eben diese Einschränkung greife nicht unverhältnismässig 
in die Glaubens- und Gewissensfreiheit der betroffenen 
Heime ein, da sie nicht zur aktiven Unterstützung der Sui-
zidbeihilfe verpflichtet würden, sondern lediglich zu deren 
Duldung.

www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/beschluesse-des-regierungsrates/
rrb/regierungsratsbeschluss-143-2025.html

Untauglicher Gegenvorschlag  
des Regierungsrates

Was ist von dieser Argumentation des Regierungsrates zu 
halten? Zunächst einmal fällt auf, dass im Antrag des Regie-
rungsrates nirgends der Frage nachgegangen wird, ob über-
haupt und wenn ja wie viele Fälle bekannt sind, bei denen 
Bewohnerinnen und Bewohner ihre Wohnung in Heimen 
verlassen mussten, um den assistierten Suizid in Anspruch 
nehmen zu können. Es ist davon auszugehen, dass nur sehr 
wenige Personen davon betroffen waren. Gerade deshalb 
verstösst die Zwangsverpflichtung aller Alters- und Pflege-
heime ungeachtet ihrer finanziellen Unterstützung durch 
den Staat gegen das Prinzip der Verhältnismässigkeit.

Eben dieser Grundsatz wird aber auch noch aus einem 
andern Grund verletzt. Im Kanton Zürich existieren rund 250 
Heim-Institutionen. Lediglich 20 davon lehnen aus religiösen 
Gründen die Suizid-Assistenz in ihren Räumlichkeiten ab, 
also weniger als 10 Prozent. Es ist deshalb Menschen, welche 
die Suizid-Beihilfe in Anspruch nehmen wollen, durchaus 
zuzumuten, vor ihrem Eintritt in ein Alters- oder Pflegeheim 
abzuklären, ob die betreffende Einrichtung Suizid-Beihilfe 
zulässt oder nicht. Bis dato ist kein Fall bekannt, dass jemand 
keinen Platz in einem Alters- oder Pflegheim gefunden hätte, 
weil er auf dem Recht auf Suizid-Assistenz bestand.

Claudio Zogg vom Verband Artiset Zürich, der eine 
Umfrage bei den 250 Heimeinrichtungen im Kanton Zürich 
zu dieser Thematik durchgeführt hat, bezeichnet diese 
Volksinitiative als ein «Ärgernis», weil dazu schlicht kein 
ausgewiesener Bedarf besteht. Sie ist mehr als ein Ärgernis, 
nämlich der Ausdruck einer extrem intoleranten Geistes-
haltung, welche die weniger als 10 Prozent ausmachenden 
Alters- und Pflegeheime mit religiöser Ausrichtung zur Auf-
gabe ihrer Identität zwingen will.

Zuger Toleranz versus Zürcher Intoleranz

Einen grundrechtskonformen, insbesondere die Glau-
bens- und Gewissensfreiheit des medizinischen Personals 
in angemessener Weise berücksichtigenden Weg schlägt 
demgegenüber der Regierungsrat des Kantons Zug ein. In 
einer soeben veröffentlichten Antwort auf eine Motion der 
Grünliberalen Kantonsratsfraktion schreibt er: «Der Regie-
rungsrat hält die Schaffung eines generellen Anspruchs 
mit Blick auf den gelebten Alltag in den Zuger Spitälern, 
Kliniken und Pflegeinstitutionen nicht für angezeigt.» Der 
Zuger Regierungsrat will also den Entscheid betreffend 
Zulassung der Suizid-Beihilfe in Pflegeeinrichtungen diesen 
selbst überlassen. Dies auch deshalb, weil «im Rahmen der 
Eintrittsgespräche das Thema Sterbehilfe angesprochen 
wird, sodass die künftigen Bewohnerinnen und Bewohner 
wissen, welche Haltung in Sachen Sterbehilfe die jeweiligen 
Institutionen vertreten.» Gelebte Zuger Subsidiarität und 
Toleranz also statt Zürcher Zentralismus und Intoleranz.
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hope21 – ein Verein mit Herz,  
der Menschen hilft

Im HLI-Report 122 haben wir ein Interview mit einer Mutter geführt, 
die über ihr Familienleben mit einem Kind mit Trisomie 21 berichtete. 
Sie hat darin den Verein hope21 erwähnt, für den sie selber auch tätig 
ist. Wir bieten hier die Gelegenheit, den Verein vorzustellen.

Melanie Lentze, Vorstandsmitglied des Vereins hope21

Wenn während der Schwangerschaft plötzlich die Diag-
nose Trisomie 21 im Raum steht, ist das für alle Eltern ein 
Schock. Die Diagnose löst Ängste aus, wirft viele Fragen auf 
und stellt die Eltern oft vor die Entscheidung, ob sie abtrei-
ben wollen. Gemäss Erfahrungsberichten unzähliger Eltern 
geht die Diagnosevermittlung der begleitenden Ärzte und 
Ärztinnen oft einher mit einer klaren Tendenz, nämlich die 
Schwangerschaft abzubrechen. Schnell sind Flyer zum The-
ma Abtreibung ausgehändigt. Seit der Gründung des Ver-
eins hope21 im Jahr 2019, gibt es endlich auch einen Flyer 
für den anderen Weg. Den Weg eines Familienlebens mit 
einem Kind mit Trisomie 21. Damit sich Eltern nach Erhalt 
der Diagnose ein Bild davon machen können, wie der Fami-
lienalltag mit einem besonderen Kind aussehen kann, hat 
der Verein hope21 ein schweizweites Netzwerk an Fami-
lien, die mit einem Kind mit Trisomie 21 leben, sogenann-
te HopeFamilies, ins Leben gerufen. Über die Homepage 
von hope21 können Betroffene direkt zu einer HopeFamily 
ihrer Wahl Kontakt aufnehmen, oder sich über die Hotline 
melden. Im persönlichen Kontakt, in den meisten Fällen in 
Form eines Besuchs bei der HopeFamily zuhause, können 
Ängste, mögliche Herausforderungen und Fragen in einem 
intimen Rahmen besprochen werden. Der Besuch bietet 

insbesondere auch einen Einblick in den Alltag einer Fami-
lie mit einem Kind mit Trisomie 21. Es soll aufgezeigt und 
spürbar werden, dass viele Ängste unbegründet sind, Her-
ausforderungen bewältigt werden können und die Kinder 
mit Trisomie 21 von den Eltern und den Geschwistern von 
Herzen geliebt und als Bereicherung erlebt werden.

Auch die Mutter von Ruby hat sich nach Erhalt der Dia-
gnose in der Schwangerschaft bei hope21 gemeldet. Ihre 
Ärztin wollte mit ihr sogleich einen Termin für die Abtrei-
bung vereinbaren, sie entschied sich aber bewusst dafür, 
sich Zeit zu nehmen und den Entscheid nicht zu überstür-
zen. Sie erzählte uns später: «Ich wollte mich unbedingt 
mit einer Familie treffen, die mit einem Kind mit Trisomie 
21 lebt. Denn ich wusste, eine solche Familie würde mei-
ne Ängste aus tiefstem Herzen verstehen. Und ich könnte 
überprüfen, ob meine Sorgen berechtigt waren.»

Über hope21 ist es möglich, innerhalb von 24h mit einer 
HopeFamily in Kontakt zu treten. Die Mutter von Ruby 
erlebte die Treffen mit der HopeFamily als sehr wertvoll. 
«Ich habe mich mehrmals mit der Mutter getroffen und die-
se Treffen waren für mich unglaublich wichtig in meinem 
Entscheidungsprozess. Ich fühlte mich vom ersten Moment 
an wertgeschätzt, verstanden und unterstützt. Ich konnte 
aus erster Hand sehen, was es bedeutet, einen Alltag zu 
leben mit einem Kind mit Zusatzchromosom.» Ein abschlies
sendes Telefongespräch mit der Mutter hat schliesslich 
dazu geführt, dass sie sich fürs Leben ihrer Tochter ent-
schieden hat. Am letzten Punkt ihres Prozesses angekom-
men, merkte sie, dass sie auf ihr Herz und somit auf ihr Kind 
hören muss. Sie fährt fort: «Als ich diesen Entscheid fürs 
Kind gefällt habe, habe ich eine grosse Liebe gespürt. Ich 
wusste, meine Tochter ist schon da und sie gehört zu uns. In 
diesem Moment war für mich alles klar und leicht.»

Neben der Funktion als Anlaufstelle für betroffene 
Eltern und Frauen setzt sich der Verein hope21 auch ein für 
die Verbesserung der Art und Weise, wie die Diagnose Tri-
somie 21 überbracht wird. Aus diesem Anliegen entstand 
eine spezielle Mappe für medizinische Fachpersonen mit 
wertvollen Informationen und konkreten Hinweisen zum 
Thema Diagnosevermittlung. Diese Mappe kann über die 
Homepage bestellt oder direkt heruntergeladen werden. 
Jedes Jahr ist hope21 an verschiedenen Kongressen für 

Ruby mit ihrer Mutter.
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gynäkologische Fachpersonen, Hebammen oder Kinder-
ärzte. Bei diesen Einsätzen stehen die persönlichen Gesprä-
che mit den medizinischen Fachpersonen im Vordergrund. 

Der Zugang zu einem Netzwerk von Familien mit einem 
Kind mit Trisomie 21 wird auch von Jugendlichen oft 
genutzt, die im Rahmen ihrer Ausbildung eine Arbeit zum 
Thema Trisomie 21 schreiben und auf der Suche sind nach 
Personen, die ihnen aus erster Hand Informationen zum 
Leben mit einem Kind mit Trisomie 21 Auskunft geben kön-
nen. So leistet der Verein hope21 durch den unkomplizier-
ten Zugang zu Erfahrungsberichten von betroffenen Eltern 
auch einen Beitrag für eine bessere Wissensvermittlung.

Dreimal pro Jahr gibt der Verein hope21 die «hope21 
news» heraus, mit Informationen zu aktuellen Beratungs-
fällen, den HopeFamilies und weiteren Artikeln rund um die 
Arbeit des Vereins. Interessierte können den kostenlosen 
Newsletter gerne über unsere Homepage abonnieren.

Bundesrat stützt sich auf  
fragwürdige Evaluation des  
Fortpflanzungsmedizingesetzes
Das Parlament hat den Bundesrat beauftragt, die gesetzlichen Voraus-
setzungen für die Zulassung der Eizellenspende zu schaffen. Er nimmt 
diesen Auftrag zum Vorwand, im Fortpflanzungsmedizingesetz 
(FMedG) weitere fragwürdige Neuerungen einzuführen. Konkret  
geht es um die beliebige Produktion von Embryonen und deren Tief-
gefrierung über mehr als ein Jahrzehnt. Darüber hinaus wird auch die 
Kostenübernahme durch die Krankenkassen in Erwägung gezogen.

Roland Graf für swiss-cath.ch

→   �Link zur Homepage: 
https://hope21.ch

Reproduktionsmedizin auf Abwegen
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Vor wenigen Tagen wurde «swiss-cath.ch» von einem besorg-
ten Familienvater aus dem Zürcher Oberland kontaktiert. 
Seine Tochter war traumatisiert aus der Schule gekommen. 
Was war geschehen? Für die 6. Klasse stand im Rahmen des 
obligatorischen Sexualkundeunterrichts ein Workshop der 
Organisation «Achtung Liebe» auf dem Programm. Die Lehr-
person durfte nicht anwesend sein, so die Vorbedingung von 
«Achtung Liebe». Dies unter dem Vorwand, Schülerinnen 
und Schüler könnten dann unbefangener ihre Fragen stellen.

Die beiden Leiterinnen des Workshops – eine lesbische 
Frau und eine Frau, deren Freund transgender ist (müssen das 
die Schüler wissen?) – wurde den Kindern im Alter von 11 
und 12 Jahren unter anderem folgende Aussagen zugemutet:
•	Sex kann man mit jedem haben.
•	Wenn Frauen sich gegenseitig lecken, ist das normal.

•	Männer mögen es, wenn man an ihrem Penis lutscht.
•	Pornos anschauen ist in Ordnung.
In diesem Workshop zeigte man den Kindern Dildos und bot 
ihnen am Ende des Workshops an, Kondome mitzunehmen.

Anmerkung der Redaktion: Bezüglich Aufklärung und 
Sexualerziehung vertritt HLI-Schweiz den Standpunkt, 
dass die Eltern diese Aufgabe wahrnehmen und nicht die 
Schule.

Sexualkundeunterricht: Kinder  
als Opfer einer verque(e)ren Ideologie
Der Aufklärungsunterricht an Schulen oder die sexuelle Früh- 
erziehung in Kindergärten sorgt immer wieder für negative Schlag-
zeilen. Unter dem Vorwand, Kinder altersgerecht aufzuklären,  
werden sie mit einer auf ungehemmtes Triebleben fixierten Ideologie 
indoktriniert.

Rosmarie Schärer für swiss-cath.ch

→   �Lesen Sie den ganzen Artikel:

→   �Lesen Sie den ganzen Artikel:

Was die geplante Zulassung der Eizellenspende angeht, 
bemüht der Bundesrat das Argument der Gleichbehand-
lung von Mann und Frau, weil die Samenspende bereits 
zugelassen ist. Er lässt dabei ausser Acht, dass die Eizellen-
spende im Gegensatz zur Samenspende mit gravierenden 
gesundheitlichen Risiken verbunden ist. 

Insbesondere nicht thematisiert wird einmal mehr der 
gefährliche schwangerschaftsinduzierte Bluthochdruck als 
Nebenwirkung bei den Empfängerinnen durch die Übertra-
gung einer fremden Eizelle. Darüber hinaus gibt es damit 
zusammenhängende Veränderungen bei der Plazenta, die 
zum Verlust des ungeborenen Kindes führen können. Eine 
umfangreiche Studie im «American Journal of Obstetrics 
& Gynecology» (2019;220:195.e1-12) zeigt, dass Frauen, 
denen eine fremde Eizelle eingepflanzt wurde, ein bis zu 
fünf Mal höheres Risiko für schwerwiegende gesundheit-
liche Komplikationen haben als Frauen nach spontaner 
Schwangerschaft. In ihrer Stellungnahme 41/2022 zur Eizel-
lenspende erwähnte die Nationale Ethikkommission (NEK) 
erst im rechtlichen Teil «ein erhöhtes Risiko für die Eizellen-
empfängerinnen» obwohl das im medizinischen und ethi-
schen Teil detailliert hätte behandelt werden müssen (NEK 
41/2022, S.21). Die Befürworter der Zulassung der Eizel-

lenspende klammern diesen Sachverhalt geflissentlich aus. 
Immerhin werden im Bericht «Summative Evaluation des 
Fortpflanzungsmedizingesetzes» (SEval-FMedG), der Ende 
August 2024 ohne Medienmitteilung online gegangen ist, 
die Gefahren genannt, welche bei einer Eierstockübersti-
mulation im Rahmen einer IVF zu erwarten sind: «Starke 
Schmerzen; Übelkeit und Erbrechen; Ablagerung von Was-
ser im Bauchgewebe; Störungen der Blutgerinnung bis hin 
zu Thrombosen, Lungenembolie oder Hirnembolie oder 
Nierenversagen» (SEval-FMedG, S. 32). Von diesem Risiko 
– das muss betont werden – sind auch Eizellenspenderin-
nen betroffen. Davon ist in der Medienmitteilung des Bun-
desrates vom 29. Januar 2025 keine Rede. Das gleichzeitig 
veröffentlichte Faktenblatt zur Revision des FMedG geht 
darauf nicht im Detail ein, sondern versteckt diesen Sach-
verhalt unter dem Begriff «gefährliche Überstimulation». 
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News aus aller Welt
Exit Westschweiz: gelangen 
tödliche Pentobarbital-Dosen 
auf den Schwarzmarkt?

(rg) Journalisten des RTS (West-
schweiz) haben am 16. Februar 2025 
mit Hilfe eines Wistleblowers (Apo-
theker) in der Westschweiz einen 
Skandal aufgedeckt, in welchen Sui-
zidhilfe-Organisationen verstrickt sind. 
Gemäss den Richtlinien der kantonalen 
Apotheker sollten die tödlichen Dosen 
Pentobarbital im Fall einer Nichtver-
wendung an die Apotheke zurückge-
geben werden. Nach der Abgabe der 
tödlichen Dosis haben die Apotheken 
keine Möglichkeit mehr, nachzuprüfen, 
ob sie tatsächlich zum Einsatz gelang-
te. Die befragten zehn Westschweizer 
Apotheken, welche Exit Westschweiz 
beliefern, verweigerten laut dem 
Bericht eine Stellungnahme «mit Ver-
weis auf die sensible und vertrauliche 
Natur der Daten». Die Kontrolle der 
nicht verabreichten tödlichen Dosen 
funktioniert offensichtlich nur lücken-
haft. Höchst bedenklich ist eine Aussa-
ge der Berner Kantonspolizei, wonach 
«verbleibendes Pentobarbital oder 
eine eventuelle Reservemenge von 
den Sterbehilfeorganisationen selbst 
entsorgt werden». Nur der Kanton Frei-
burg stellte konkrete Zahlen zur Verfü-
gung. Demnach sollen im Zeitraum von 
18 Jahren insgesamt zwei Dosen ver-
nichtet worden sein. Das ist äusserst 
wenig. Allein im Jahr 2023 begleitete 
Exit Westschweiz laut eigenen Anga-
ben 504 assistierte Suizide.

Gemäss den Recherchen der Jour-
nalisten gibt es auf dem Schwarzmarkt 
(Darknet) zahlreiche Angebote für 
Pentobarbital. Demnach bestätigten 
die Verkäufer, dass die Dosen aus der 
Schweiz stammen. Der durchschnitt-
liche Preis pro tödliche Dosis betrage 
etwa 7500 Franken. Die Substanzen 
werde getarnt als Verpackungen für 
Augentropfen oder Hustensaft an die 
Besteller verschickt. Wegen eines 
laufenden Gerichtsverfahrens verwei-
gerte Exit Westschweiz eine Aussage 
zu diesem Skandal.

Doppelsieg für das Leben in Deutschland

(rg) Noch vor den Wahlen in Deutsch-
land vom 23. Februar 2025 plante 
gemäss PatriotPetition.org eine radi-
kale Gruppe von Abtreibungsbefür-
wortern, § 218 des Strafgesetzbu-
ches, der Abtreibung grundsätzlich als 
rechtswidrig einstuft, abzuschaffen. 
Sie versuchten dies mit schmutzigen 
Tricks entgegen den Gepflogenheiten 
durchzusetzen. Der Rechtsausschuss 
des Bundestages durchkreuzte die-
ses Vorhaben durch seinen Entscheid, 
vor den Neuwahlen keine Abstim-
mung mehr über den entsprechen-
den Gesetzentwurf im Bundestag 
zuzulassen. Dafür wäre eine weitere 
Sondersitzung des Ausschusses nötig 
gewesen, auf die SPD und Grüne 
jedoch verzichteten, nachdem die 
Abgeordneten der FDP noch vor der 
Sitzung angekündigt hatten, einer 
weiteren Bearbeitung des rot-grünen 

Gesetzentwurfs nicht zuzustimmen. 
§ 218 des Strafgesetzbuches verbietet 
zwar Abtreibung grundsätzlich, stellt 
sie aber unter bestimmten Bedingun-
gen straffrei. Im Jahr 2023 gab es in 
Deutschland rund 106'000 gemeldete 
Abtreibungen. 

Die Organspende-Reform, die mit 
der Einführung des Widerspruchs-
regelung menschliche Organe quasi 
zu Staatseigentum machen wollte, 
ist vorerst ebenfalls gescheitert. Der 
entsprechende Gesetzentwurf unter-
liegt dem Diskontinuitätsprinzip, das 
heisst, er gilt als erledigt und wird 
nicht in die neue Legislaturperiode 
übernommen. Allerdings haben die 
Abgeordneten die hinter dem Gesetz-
entwurf stecken, bereits angekündigt, 
gleich nach der Wahl einen neuen 
Anlauf zu unternehmen, sollten sie 
erneut gewählt werden.

Arbeitet Robert Kennedy Jr. 
als Gesundheitsminister die 
Corona-Krise auf?

Am 13. Februar 2025 wurde Robert 
Kennedy Jr. auf Vorschlag des US-
Präsidenten Donald Trump nach 
intensiven Anhörungen vom Senat 
mit 52 zu 48 Stimmen als Gesund-
heitsminister bestätigt. Das ist für alle, 
die für eine überfällige Aufarbeitung 
der Corona-Krise eintreten, eine sehr  
gute Nachricht. Zur Erinnerung: Prä-
sident Joe Biden hatte noch am letz-
ten Tag seiner Amtszeit Anthony 
Fauci, den langjährigen Direktor des 
Nationalen Instituts für Allergien und 
Infektionskrankheiten (NIAID), vor-
sorglich begnadigt. Fauci wird vor-
geworfen, mit US-Steuergeldern im 
Ausland, namentlich in Wuhan sog. 
Gain-of-Function-Forschung finan-
ziert zu haben. Das Corona-Virus 
SARS-Cov-2, Auslöser der Krankheit 
Covid-19, soll mutmasslich in einem 

Labor in Wuhan so verändert worden 
sein, dass es ansteckender ist. Fauci 
soll laut der «New York Post» sich vor 
dem US-Kongress bei einer Anhörung 
unter Eid in Widersprüche verwickelt, 
gegen Bundesgesetze verstossen und 
gelogen haben.

Biden erklärte, dieser Schritt 
soll Fauci und weitere Personen vor 
«grundlosen und politischen Ermitt-
lungen» schützen. Ein solcher Akt ist 
sehr aussergewöhnlich. Biden erklär-
te ausdrücklich, die Begnadigungen 
sollten nicht als Anerkennung eines 
Fehlverhaltens einer Person noch als 
Schuldeingeständnis für eine Straftat 
missverstanden werden. Im Dezember 
2024 hatte Biden seinen Sohn Hunter 
Biden, entgegen früheren Beteuerun-
gen, pauschal begnadigt. Dieser hatte 
sich wegen Steuerdelikten selbst als 
schuldig erklärt. Bereits in einem frü-
heren Verfahren war er wegen illega-
len Waffenbesitzes rechtskräftig ver-
urteilt worden.



Agenda 2025
Gebetsprozessionen in Zürich

9.30 Uhr Hl. Messe in der Pfarrkirche St. Anton, Zürich, 
Neptunstrasse 70, beim Kreuzplatz. In der Regel fin-
det der Gottesdienst in der Krypta statt, bitte allfällige 
Hinweise beachten, danach eucharistische Anbetung 
und Prozession zur Frauenklinik des Unispitals Zürich, 
Schluss ca. 11.50 Uhr.
	 28. Juni 2025
	 30. August 2025

Gebetsprozessionen in Tübach (SG)

9.30 Uhr Hl. Messe in der Klosterkirche Tübach SG,  
Kloster St. Scholastika, Schulstrasse 38, danach Fahrt  
zur Frauenklinik des Kantonsspitals und Prozession, 
Schluss ca. 11.50 Uhr.
	 17. Mai 2025	
	 14. Juni 2025

Gebetsprozessionen in St. Margarethen (TG) 
ACHTUNG, neuer Veranstaltungsort

9.30 Uhr Hl. Messe in der Kapelle Stiftung Mission 
Maria, Sedel 5, St. Margrethen (TG), danach Prozession 
um das kantonale Spital in Wil, Schluss ca. 11.50 Uhr.
	 26. April 2025	 28. Juni 2025	
	 31. Mai 2025

Gebetsprozessionen in Bern, ital. Mission (BE)

9.30 Uhr Hl. Messe in der italienischen Mission, Bovet-
strasse 1, Bern, je nach Bewilligung der Stadtpolizei mit 
oder ohne Prozession, Schluss: 11.45 Uhr.
	 24. Mai 2025	
	 21. Juni 2025

Auskünfte zu allen Gebetsprozessionen

HLI-Schweiz, Tel. 041 710 28 48. Alle Daten und ein 
Übersichtsblatt finden Sie unter www.human-life.ch. 
Gerne senden wir Ihnen auch ein Flugblatt mit allen 
Daten des jeweils gewünschten Ortes zu.

Weitere Gebetsveranstaltungen

Engelberg (OW): Kapelle des St. Josefshaus,  
Mühlegraben 2, jeden Montag um 18:00 Uhr.  
Gebet für die Kinder vor der Geburt und ihre Eltern.  
Auskunft: Sr. Verena Matter, Tel. 079 456 55 85

Dagmersellen (LU): Ölbergkapelle (Dorfzentrum –  
bei Drogerie Schlumpf Richtung Kreuzberg – auf  
Kreuzbergstrasse bis Waldrand), Kreuzweg der  
Ungeborenen, jeden letzten Mittwoch im Monat.  
Beginn:	 Sommerzeit um 16:00 Uhr  
	 Winterzeit um 15:00 Uhr
Auskunft: 	 Urs und Trudy Meier, Tel. 062 756 28 22

Kurse für natürliche Empfängnisregelung 
(jederzeit aktualisiert unter www.iner.org)

Cham	 NER-Grundkurs als Tageskurs: 
Termin	 Samstag, 14.06.2025, 09:30 –17:00 
Adresse	 6330 Cham
Veranstalter/	 myNER, Lisa und Rainer Barmet,  
Auskunft:	 Tel. 041 780 95 33, lisarainer@myner.ch 
	 www.myNER.ch
Besonderes:	 Anmeldung erforderlich 
Kursgeld:	 CHF 250.–/Paar 
	 CHF 200.–/Einzelperson
	 inkl. Nachbesprechung und Beratungs- 
	 angebot sechs Monate später
	 Vergünstigungen auf Anfrage

TDS, Aarau	 NER-Aufbaukurs nach Rötzer (mehrteilig): 
Termin	 A1 – Samstag, 25.10.2025, 09:30 –17:00 
	 ... 
	 A7 – Samstag, 21.06.2026, 09:00 –16:00 
Adresse	 TDS Aarau 5000 Aarau,  
	 Frey-Herosé-Strasse 9
Veranstalter/	 Institut für Natürliche Empfängnisregelung 
Auskunft:	 Erika Herzog, Tel. 071 888 26 02,  
	 erika.herzog@iner.org
Referenten:	 Erika Herzog, Angelika Suntinger,  
	 Elisabeth Rötzer, INER- Präsidentin  
	 (A7: Abschlusswochenende)
Details:	 https://iner.org/files/kurs_upload/ 
	 Details%20Aufbaulehrgang.pdf

Dürften wir Sie an dieser Stelle um Ihre intensiven Gebete 
für Herrn Kaplan Albert Müller bitten? Er organisiert über 
die Jahre einen schönen Teil unserer Gebetsprozessionen. 
Es geht ihm z. Zt. gesundheitlich nicht gut.
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